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Text 

Auflösung des Dienstverhältnisses 

§ 100. (1) Das Dienstverhältnis wird aufgelöst durch 

 1. Austritt, 

 2. Verlust der österreichischen Staatsbürgerschaft, 

 3. Rechtskraft der Disziplinarstrafe der Dienstentlassung, 

 4. Amtsverlust gemäß § 27 Abs. 1 des Strafgesetzbuches, BGBl. Nr. 60/1974, 

 5. Begründung eines unbefristeten Dienstverhältnisses zu einem Land (zur Gemeinde Wien) als Mitglied 
eines unabhängigen Verwaltungssenates, 

 6. Eintritt der Unzulässigkeit der Zurückziehung eines Antrages auf Leistung eines besonderen 
Erstattungsbetrages an das Versorgungssystem der Europäischen Union nach § 2 Abs. 2 des EU-
Beamten-Sozialversicherungsgesetzes (EUB-SVG) oder an die Pensionsversicherung für das 
Staatspersonal nach § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes über die Leistung eines besonderen 
Erstattungsbetrages anlässlich der Aufnahme in ein Dienstverhältnis zum Fürstentum Liechtenstein als 
Richter oder Staatsanwalt, BGBl. I Nr. 71/2003. 

(2) Den Austritt aus dem Dienstverhältnis kann der Richter nur schriftlich erklären. Die Erklärung wird 
frühestens mit Ablauf des auf die Einbringung nächstfolgenden Kalendermonates, ansonsten mit Ablauf des in 
der Erklärung angegebenen Kalendermonates wirksam. 

(3) Die Austrittserklärung kann vom Richter bis spätestens einen Monat vor ihrem Wirksamkeitsbeginn 
widerrufen werden. Der Widerruf ist nicht mehr zulässig, wenn die Planstelle des Richters bereits im ,Amtsblatt 
zur Wiener Zeitung` zur Besetzung ausgeschrieben worden ist. 

(4) Abs. 1 Z 1, 5 und 6, und die Abs. 2 und 3 sind auch auf Richter des Ruhestandes anzuwenden. 
Ansonsten wird das Dienstverhältnis eines Richters des Ruhestandes nur aufgelöst durch die Rechtskraft der 

 1. Disziplinarstrafe nach § 159 lit. c, 

 2. Verurteilung durch ein inländisches Gericht wegen einer oder mehrerer mit Vorsatz begangener 
strafbarer Handlungen zu einer Freiheitsstrafe, wenn 

 a) die verhängte Freiheitsstrafe ein Jahr übersteigt oder 

 b) die nicht bedingt nachgesehene Freiheitsstrafe sechs Monate übersteigt. 

Das Dienstverhältnis wird jedoch nicht aufgelöst, wenn diese Rechtsfolge bedingt nachgesehen wird, es 
sei denn, dass die Nachsicht widerrufen wird. 

(5) Durch die Auflösung des Dienstverhältnisses erlöschen, soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, 
alle aus dem Dienstverhältnis sich ergebenden Anwartschaften, Rechte und Befugnisse des Richters und seiner 
Angehörigen. Ansprüche des Richters, die sich auf die Zeit vor der Auflösung des Dienstverhältnisses beziehen, 
bleiben unberührt. 
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(6) Der Richterin oder dem Richter ist es für die Dauer von sechs Monaten nach Auflösung des 
Dienstverhältnisses untersagt, für einen Rechtsträger, 

 1. der nicht der Kontrolle des Rechnungshofes, eines Landesrechnungshofes oder einer vergleichbaren 
internationalen oder ausländischen Kontrolleinrichtung unterliegt, und 

 2. auf dessen Rechtsposition ihre oder seine dienstlichen Entscheidungen im Zeitraum von zwölf Monaten 
vor der Auflösung des Dienstverhältnisses maßgeblichen Einfluss hatten, 

tätig zu werden, wenn die Ausübung dieser Tätigkeit geeignet ist, das Vertrauen der Allgemeinheit in die 
sachliche Wahrnehmung ihrer oder seiner vormals dienstlichen Aufgaben zu beeinträchtigen. Für den Fall des 
Zuwiderhandelns hat die Richterin oder der Richter dem Bund eine Konventionalstrafe in Höhe des Dreifachen 
des für den letzten Monat des Dienstverhältnisses gebührenden Monatsbezugs zu leisten. Der Anspruch auf 
Erfüllung oder auf Ersatz eines weiteren Schadens ist ausgeschlossen. 

(7) Abs. 6 ist nicht anzuwenden, wenn 

 1. dadurch das Fortkommen der Richterin oder des Richters unbillig erschwert wird, 

 2. der für den letzten Monat des Dienstverhältnisses gebührende Monatsbezug das Siebzehnfache der 
täglichen Höchstbeitragsgrundlage nach § 45 ASVG nicht übersteigt, 

 3. der Dienstgeber oder einer seiner Vertreterinnen oder Vertreter durch schuldhaftes Verhalten der 
Richterin oder dem Richter begründeten Anlass zum Austritt gegeben hat oder 

 4. der Dienstgeber das provisorische Dienstverhältnis kündigt, sofern keiner der in § 7 Abs. 2 Z 1, 5 oder 6 
aufgezählten Gründe vorliegt. 


